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I. Allgemeine Mandatsbedingungen 

 

§ 1 Geltungsbereich 

1. Diese allgemeinen Mandatsbedingungen gelten für alle Verträge, deren Gegenstand die 

Erteilung von Rat und Auskunft, eine etwaige Geschäftsbesorgung oder Prozessführung ist. 

Diese allgemeinen Mandatsbedingungen gelten auch für Folgeverträge mit dem Mandanten. 

2. Geschäftsbedingungen des Mandanten finden nur Anwendung, wenn diese ausdrücklich 

schriftlich zwischen den Parteien vereinbart wurden. 

3. Bei Veränderungen dieser allgemeinen Mandatsbedingungen gilt jeweils die aktuellste 

Fassung. Im laufenden Mandatsverhältnis gilt dies nur, wenn der Mandant nicht widerspricht. 

Der Mandant wird über die aktuellste Fassung schriftlich unter Hinweis auf sein 

Widerspruchsrecht unterrichtet. 

 

§ 2 Zustandekommen und Inhalt des Mandats 

 

1. Das Mandat kommt erst durch die Annahme des Auftrags durch die Rechtsanwältin zustande. 

Bis zur Vertragsannahme bleibt die Rechtsanwältin in ihrer Entscheidung über die 

Mandatsannahme grundsätzlich frei. Der Umfang des Mandatsverhältnisses wird durch den 

konkreten Auftrag des Mandanten begrenzt. Die insoweit vereinbarte Tätigkeit ist nicht auf die 

Erzielung eines bestimmten rechtlichen oder wirtschaftlichen Erfolgs ausgerichtet. 

2. Die Rechtsanwältin führt das Mandat nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer 

Berufsausübung nach bestem Wissen und Gewissen durch, insbesondere nach den 

Regelungen der Bundesrechtsanwaltsordnung und der Berufsordnung für Rechtsanwälte. Zur 

Sachbearbeitung können auch angestellte Rechtsanwälte, freie Mitarbeiter, sonstige 

Rechtsanwälte sowie fachkundige Dritte (z. B. psychologische Berater) herangezogen werden. 

Sofern hierdurch zusätzliche Kosten, wie Sachverständigenkosten, entstehen, verpflichtet sich 

die Rechtsanwältin, zuvor die Zustimmung des Mandanten hierzu einzuholen. 

3. Zur Einlegung von Rechtsmitteln und Rechtsbehelfen ist die Rechtsanwältin nur verpflichtet, 

wenn sie einen darauf gerichteten Auftrag erhalten und diesen angenommen hat. 

4. Bei mehreren Auftraggebern in derselben Angelegenheit ist die Rechtsanwältin berechtigt, 

sämtliche Auftraggeber umfassend zu unterrichten, entgegenstehende Einzelweisungen eines 

Auftraggebers sind insoweit unbeachtlich. Einwendungen, die von einem der Auftraggeber 

gegenüber der Rechtsanwältin vorgenommen werden, oder Handlungen der Rechtsanwältin 

einem Auftraggeber gegenüber wirken für und gegen alle Auftraggeber. Bei widersprechenden 

Handlungen oder Erklärungen der Auftraggeber ist die Rechtsanwältin berechtigt, das Mandat 

zu kündigen. 

5. Verlangt der Mandant während der Mandatsdurchführung eine Änderung des Mandats, so ist 

die Rechtsanwältin verpflichtet, dem Änderungsverlangen Rechnung zu tragen, wenn die 
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Durchführung des Änderungsverlangens ihr zugemutet werden kann. Die Rechtsanwältin kann 

in diesem Fall in Abweichung von der ursprünglichen Aufwandsplanung eine angemessene 

Anpassung der Vergütung zur Auftragsdurchführung einfordern. 

 

§ 3 Pflichten des Mandanten 

 

Der Mandant unterrichtet die Rechtsanwältin vollständig und umfassend über die ihm bekannten 

Sachverhalte, deren Kenntnis für die Sachbearbeitung durch die Rechtsanwältin unerlässlich ist. 

Die Rechtsanwältin kann grundsätzlich den Angaben des Mandanten ohne eigene Nachprüfung 

vertrauen und diese Tatsachen der Sachbearbeitung zugrunde legen. Der Mandant verpflichtet 

sich, für die Dauer des Mandats die Rechtsanwältin unverzüglich über Handlungen, die der 

Mandant selbst gegenüber Gerichten, Behörden, Dritten oder dem Gegner vorgenommen hat, zu 

informieren. 

Der Mandant ist verpflichtet, die Rechtsanwältin bei der Auftragsdurchführung zu unterstützen und 

alle ihm möglichen, zur ordnungsgemäßen Auftragsdurchführung notwendigen Voraussetzungen 

zu schaffen; neben den erforderlichen und bedeutsamen Informationen, die der Rechtsanwältin 

rechtzeitig zur Verfügung zu stellen sind, sind der Rechtsanwältin alle Unterlagen des Mandanten 

rechtzeitig zu übermitteln. Jede Adressänderung (Wohnsitz, Anschrift, Geschäftsadressen, 

Telefonnummern, Faxnummer, E-Mail-Anschriften) ist der Rechtsanwältin unverzüglich mitzuteilen. 

Abwesenheiten, bei denen der Mandant nicht zu erreichen ist, sind der Rechtsanwältin mitzuteilen. 

Der Mandant ist verpflichtet, sämtliche Schriftstücke der Rechtsanwältin daraufhin zu überprüfen, 

ob die dort angegebenen Sachverhalte richtig und vollständig wiedergegeben sind. 

 

§ 4 Kommunikation/Verschwiegenheit 

 

1. Die vom Mandanten bei Mandatsbeginn bekannt gegebenen Adressdaten gelten bis zu einer 

Änderungsangabe des Mandanten als zutreffend. Soweit die Rechtsanwältin an die angegeben 

Adresse Schriftstücke versendet, genügt sie ihrer Informationspflicht. Gibt der Mandant eine E-

Mail-Adresse und/oder Telefaxnummern bei Mandatsbeginn als Adressdaten an, darf die 

Rechtsanwältin Informationen auch über diese Kommunikationsebenen an den Mandanten 

erteilen. Bei Mitteilung einer E-Mail-Adresse durch den Mandanten ist der Mandant 

ausdrücklich damit einverstanden, dass die Mitteilung auch unverschlüsselt an ihn übermittelt 

werden darf, es sei denn, der Mandant widerspricht dieser Übermittlungsart ausdrücklich und 

gibt eine Änderung seiner Kommunikationsdaten ohne E-Mail-Adresse an. 

2. Die Rechtsanwältin ist befugt, im Rahmen der Zweckbestimmung des Auftrags die ihnen 

anvertrauten personenbezogenen Daten des Mandanten unter Beachtung der 

Datenschutzbestimmungen zu erheben, zu speichern und zu verarbeiten. 

3. Der Mandant ist ausdrücklich damit einverstanden, dass die Rechtsanwältin 

Mandatsinformationen an die Rechtsschutzversicherung des Mandanten weitergeben, wenn 

die Rechtsanwältin den Auftrag erhalten hat, mit der Rechtsschutzversicherung zu 

korrespondieren. Die Rechtsanwältin weist ausdrücklich darauf hin, dass durch die Übernahme 

der Korrespondenz mit der Rechtsschutzversicherung die Verpflichtung des Mandanten zur 

Bezahlung der anwaltlichen Vergütung nicht entfällt. 
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§ 5 Zahlung 

 

1. Vorschussrechnungen der Rechtsanwältin gegenüber den Mandanten sowie die 

Abschlussrechnung sind ohne Abzug zahlbar. 

2. Sind bereits Konten und Zinsen gegenüber den Mandanten entstanden, ist die Rechtsanwältin 

berechtigt, Zahlungen zunächst auf die Kosten, dann auf die Zinsen und zuletzt auf die 

Hauptforderung zu verrechnen. Eine Aufrechnung gegen Forderungen der Rechtsanwältin 

(Gebühren und Auslagen) ist nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten 

Forderungen des Mandanten zulässig. 

3. Mehrere Auftraggeber haften gesamtschuldnerisch auf Zahlung der gesetzlichen oder 

vereinbarten Vergütung der Rechtsanwältin, wenn die Rechtsanwältin für sie in derselben 

Angelegenheit tätig wird. 

4. Auf Honorarforderungen der Rechtsanwältin sind Leistungen an Erfüllung statt und 

erfüllungshalber ausgeschlossen. Zahlungsanweisungen sowie Schecks und Wechsel werden 

nur unter Berechnung aller Einziehungs- und Diskontspesen angenommen und gelten nur 

dann als Erfüllung des Zahlungsanspruches, wenn der Betrag eingelöst wird und der 

Rechtsanwältin uneingeschränkt zur Verfügung steht. 

5. Verzug des Mandanten mit der Bezahlung der Gebührenrechnungen tritt spätestens einen 

Monat seit Zugang der Gebührenrechnung ein. Der Zugang der Gebührenrechnungen gilt nach 

Ablauf von zwei Tagen des auf das Rechnungsdatum folgenden Monats als erfolgt. 

Verbraucher haben einen Verzugszins von mindestens 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen 

Basiszinssatz zu bezahlen. Mandanten, die nicht als Verbraucher den Mandatsauftrag erteilen, 

haben mindestens 8 % Verzugszinsen über dem jeweiligen Basiszinssatz zu bezahlen. Ein 

höherer Schaden der Rechtsanwältin bleibt unberührt. 

 

§ 6 Haftung, Haftungsbeschränkung 

 

Die Haftung der Rechtsanwältin aus dem zwischen ihr und dem Mandanten bestehenden 

Vertragsverhältnis auf Ersatz eines durch einfache Fahrlässigkeit verursachten Schadens wird 

hiermit auf 1.000.000 EUR beschränkt (§ 52 Abs. 1 Ziff. 2 BRAO). Diese Haftungsbeschränkung 

gilt nicht bei grob fahrlässiger oder vorsätzlicher Schadensverursachung, ferner nicht für eine 

Haftung für schuldhaft verursachte Schäden wegen der Verletzung des Lebens, des Körpers oder 

der Gesundheit einer Person. Sofern der Mandant wünscht, eine über diesen Betrag 

hinausgehende Haftung abzusichern, besteht für jeden Einzelfall die Möglichkeit einer 

Zusatzversicherung, die auf Wunsch und Kosten des Mandanten abgeschlossen werden kann. 

 

§ 7 Kündigung, Mandatsbeendigung 

 

1. Das Vertragsverhältnis kann von dem Mandanten jederzeit gekündigt werden. Die 

Rechtsanwältin kann das Mandatsverhältnis ebenfalls jederzeit kündigen, wobei die Kündigung 

nicht zur Unzeit erfolgen darf. Dies gilt insbesondere, wenn sich der Mandant mit 

Gebührenzahlungen in Verzug befindet und die Kündigung angedroht worden ist. 

2. Nach Mandatsbeendigung werden nicht abgerechnete Leistungen unverzüglich abgerechnet. 

Die Rechnung ist nach Erhalt sofort auszugleichen, sofern kein Zahlungsziel in der Rechnung 
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vermerkt wird.  

3. Das Recht zur außerordentlichen Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt. 

 

§ 8 Aufbewahrung von Unterlagen, Versendungsrisiko 

 

1. Die Pflicht der Rechtsanwältin zur Aufbewahrung aller Unterlagen, die der Mandant oder ein 

Dritter der Rechtsanwältin aus Anlass der Auftragsausführung überlassen hat, endet 6 Jahre 

nach Beendigung des Mandats (Fristbeginn ist Ablauf des Kalenderjahres nach 

Mandatsbeendigung), es sei denn, die Rechtsanwältin hätte dem Mandanten schriftlich die 

Übernahme dieser Unterlagen vorher angeboten. 

2. Werden Unterlagen an den Mandanten versandt, so kann dies  an die zuletzt mitgeteilte 

Adresse geschehen. Das Versendungsrisiko trägt der Mandant, es sei denn, er hat der 

Versendung widersprochen und sich verbindlich zu einer unverzüglichen Abholung verpflichtet. 

3. Stehen der Rechtsanwältin gegenüber dem Mandanten fällige Gebührenansprüche aus dem 

Mandat zu, hat die Rechtsanwältin an den ihr in diesem Mandat zugegangenen Unterlagen ein 

Zurückbehaltungsrecht. Die Ausübung des Zurückbehaltungsrechts darf nicht 

unverhältnismäßig sein. 

 

§ 9 Gerichtsstandvereinbarung 

Als Gerichtsstand wird der Sitz der Kanzlei vereinbart für den Fall, dass der Mandant nach 

Auftragserteilung seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort aus dem Geltungsbereich der 

Bundesrepublik Deutschland verlegt oder sein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt 

der Klageerhebung nicht bekannt ist. 

Leistungsort der Rechtsanwältin ist der Sitz der Kanzlei, es sei denn, es wird ein anderer 

Leistungsort ausdrücklich vereinbart. 

 

§ 10 Schlussklausel 

1. Rechte aus dem Vertragsverhältnis mit der Rechtsanwältin dürfen nur nach vorheriger 

schriftlicher Zustimmung der Rechtsanwältin abgetreten werden. 

2. Für alle vertraglichen Beziehungen zwischen dem Mandanten und der Rechtsanwältin gilt 

ausschließlich das Recht der Bundesrepublik Deutschland, es sei denn, bei Auftragserteilung 

ist ausdrücklich ein anderes Recht vereinbart worden. 

3. Sollte eine dieser Bestimmungen lückenhaft, rechtsunwirksam oder undurchführbar sein oder 

werden, wird dadurch die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Anstelle der 

unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung oder zur Ausfüllung der hierdurch 

entstandenen Lücke gilt eine angemessene Regelung, die im Rahmen des rechtlich zulässigen 

dem, was die Vertragspartner gewollt haben bzw. gewollt haben würden, am nächsten kommt, 

als vereinbart.  
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II. Hinweise zur Datenverarbeitung 

1. Name und Kontaktdaten des für die Verarbeitung Verantwortlichen sowie des 
betrieblichen Datenschutzbeauftragten 

Diese Datenschutzhinweise gelten für die Datenverarbeitung durch: 

Verantwortlicher: Rechtsanwältin Kathleen Dostmann, Mühlweg 6, D-99448 Kranichfeld, 
Email: post@kanzlei-dostmann.de Tel.: 036450-431491, Fax: 036450-431492. 

Aufgrund der Größe der Rechtsanwaltskanzlei ist die Bestellung eines Datenschutzbeauftragten 
nach der DSGVO nicht erforderlich. 

2. Erhebung und Speicherung personenbezogener Daten sowie Art und Zweck und deren 
Verwendung 

Wenn Sie mich mandatieren, erhebe ich folgende Informationen: 

• Anrede, Vorname, Nachname,  
• Anschrift und eine gültige E-Mail-Adresse, 
• Telefonnummer (Festnetz und/oder Mobilfunk) 
• Informationen, die für die Geltendmachung und Verteidigung Ihrer Rechte im Rahmen des 

Mandats notwendig sind 

Die Erhebung dieser Daten erfolgt, 

• um Sie als meinen Mandanten identifizieren zu können; 
• um Sie angemessen anwaltlich beraten und vertreten zu können; 
• zur Korrespondenz mit Ihnen und zur Rechnungsstellung; 
• zur Abwicklung von evtl. vorliegenden Haftungsansprüchen sowie der Geltendmachung 

etwaiger Ansprüche gegen Sie; 

Die Datenverarbeitung erfolgt auf Ihre Anfrage hin und ist nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. b DSGVO zu 
den genannten Zwecken für die angemessene Bearbeitung des Mandats und für die beidseitige 
Erfüllung von Verpflichtungen aus dem Mandatsvertrag erforderlich. 

Die für die Mandatierung von mir erhobenen personenbezogenen Daten werden bis zum Ablauf 
der gesetzlichen Aufbewahrungspflicht für Anwälte (6 Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres, in 
dem das Mandat beendet wurde,) gespeichert und danach gelöscht, es sei denn, dass ich nach 
Artikel 6 Abs. 1 S. 1 lit. c DSGVO aufgrund von steuer- und handelsrechtlichen Aufbewahrungs- 
und Dokumentationspflichten (aus HGB, StGB oder AO) zu einer längeren Speicherung 
verpflichtet sind oder Sie in eine darüber hinausgehende Speicherung nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. a 
DSGVO eingewilligt haben. 

3. Weitergabe von Daten an Dritte:  

Eine Übermittlung Ihrer persönlichen Daten an Dritte zu anderen als den im Folgenden 
aufgeführten Zwecken findet nicht statt. Soweit dies nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. b DSGVO für die 
Abwicklung von Mandatsverhältnissen mit Ihnen erforderlich ist, werden Ihre personenbezogenen 
Daten an Dritte weitergegeben. Hierzu gehört insbesondere die Weitergabe an Verfahrensgegner 
und deren Vertreter (insbesondere deren Rechtsanwälte) sowie Gerichte und andere öffentliche 
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Behörden zum Zwecke der Korrespondenz sowie zur Geltendmachung und Verteidigung Ihrer 
Rechte. Die weitergegebenen Daten dürfen von dem Dritten ausschließlich zu den genannten 
Zwecken verwendet werden. Das Anwaltsgeheimnis bleibt unberührt. Soweit es sich um Daten 
handelt, die dem Anwaltsgeheimnis unterliegen, erfolgt eine Weitergabe an Dritte nur in Absprache 
mit Ihnen. 

4. Betroffenenrechte:  

Sie haben das Recht: 

• gemäß Art. 7 Abs. 3 DSGVO Ihre einmal erteilte Einwilligung jederzeit gegenüber uns zu 
widerrufen. Dies hat zur Folge, dass ich die Datenverarbeitung, die auf dieser Einwilligung 
beruhte, für die Zukunft nicht mehr fortführen dürfen; 

• gemäß Art. 15 DSGVO Auskunft über Ihre von mir verarbeiteten personenbezogenen 
Daten zu verlangen. Insbesondere können Sie Auskunft über die Verarbeitungszwecke, die 
Kategorie der personenbezogenen Daten, die Kategorien von Empfängern, gegenüber 
denen Ihre Daten offengelegt wurden oder werden, die geplante Speicherdauer, das 
Bestehen eines Rechts auf Berichtigung, Löschung, Einschränkung der Verarbeitung oder 
Widerspruch, das Bestehen eines Beschwerderechts, die Herkunft ihrer Daten, sofern 
diese nicht bei mir erhoben wurden, sowie über das Bestehen einer automatisierten 
Entscheidungsfindung einschließlich Profiling und ggf. aussagekräftigen Informationen zu 
deren Einzelheiten verlangen; 

• gemäß Art. 16 DSGVO unverzüglich die Berichtigung unrichtiger oder Vervollständigung 
Ihrer bei mir gespeicherten personenbezogenen Daten zu verlangen; 

• gemäß Art. 17 DSGVO die Löschung Ihrer bei mir gespeicherten personenbezogenen 
Daten zu verlangen, soweit nicht die Verarbeitung zur Ausübung des Rechts auf freie 
Meinungsäußerung und Information, zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, aus 
Gründen des öffentlichen Interesses oder zur Geltendmachung, Ausübung oder 
Verteidigung von Rechtsansprüchen erforderlich ist; 

• gemäß Art. 18 DSGVO die Einschränkung der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 
Daten zu verlangen, soweit die Richtigkeit der Daten von Ihnen bestritten wird, die 
Verarbeitung unrechtmäßig ist, Sie aber deren Löschung ablehnen und ich die Daten nicht 
mehr benötige, Sie jedoch diese zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von 
Rechtsansprüchen benötigen oder Sie gemäß Art. 21 DSGVO Widerspruch gegen die 
Verarbeitung eingelegt haben; 

• gemäß Art. 20 DSGVO Ihre personenbezogenen Daten, die Sie mir bereitgestellt haben, in 
einem strukturierten, gängigen und maschinenlesebaren Format zu erhalten oder die 
Übermittlung an einen anderen Verantwortlichen zu verlangen und 

• gemäß Art. 77 DSGVO sich bei einer Aufsichtsbehörde zu beschweren. In der Regel 
können Sie sich hierfür an die Aufsichtsbehörde Ihres üblichen Aufenthaltsortes oder 
Arbeitsplatzes oder meines Kanzleisitzes wenden. 

5. Widerspruchsrecht:  

Sofern Ihre personenbezogenen Daten auf Grundlage von berechtigten Interessen gemäß Art. 6 
Abs. 1 S. 1 lit. f DSGVO verarbeitet werden, haben Sie das Recht, gemäß Art. 21 DSGVO 
Widerspruch gegen die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten einzulegen, soweit dafür 
Gründe vorliegen, die sich aus Ihrer besonderen Situation ergeben.  

Möchten Sie von Ihrem Widerspruchsrecht Gebrauch machen, genügt eine E-Mail an 
post@kanzlei-dostmann.de 


